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Europa im Spannungsfeld zwischen 
Gleichstellung und Tradition	 MICHAEL LEINENBACH

Wohin steuert EUROPA? Entwi-
ckelt sich Europa hin zu einem 
Kontinent mit dem Anspruch auf 
Gleichstellung oder erhalten tradi-
tionelle Kräfte die Überhand, die 
eine eher konservative Auslegung 
Europäischer Rechte und Konven- 
tionen einfordern. Wird „anders 
sein und leben“ akzeptiert bzw. 
toleriert oder erwartet Europa eine 
bestimmte Art von „Gleichheit und 
Angepasstheit“?

Die europäische Dimension dieser 
Diskussion wiederum ist ein Spie-
gel der politischen und rechtlichen 
Dimension im Umgang mit „An- 
deren“ in den einzelnen National-
staaten. Und letztlich ist auch eine 
Soziale Arbeit, die sich Menschen-
würde und Menschenrechten ver-
pflichtet fühlt, mit dem Thema in 
besonderer Weise befasst.

In einem ersten Beitrag soll der 
Umgang mit der Bevölkerungs-
gruppe der LGBT – Personen (Les-
bian, Gay, Bisexual and Transgen-
der) exemplarisch für die Haltun-
gen und Diskussionen zum Thema 
Gleichstellung in der „Europäischen 

Gesellschaft“ dargestellt werden. 
In der nächsten Ausgabe werden wir 
die Entwicklungen und Diskussio-
nen in Deutschland skizzieren und 
dann in einem weiteren Beitrag die 
Konsequenzen für die Soziale Arbeit 
diskutieren.

Zur Bedeutung von  
Diskriminierung (Zitate):
Aus unserer Arbeit wissen wir, dass 
Menschen in vielfältiger Weise dis-
kriminiert und ausgegrenzt wer-
den, weil sie als „anders“ wahrge-
nommen und daher nicht als zu-
gehörig angesehen werden. Das 
betrifft Menschen mit Behinde-
rungen ebenso wie Migrantinnen 
und Migranten, schwarze Men-
schen, Lesben und Schwule, Bi- 
sexuelle, Transgender, transsexu-
elle und intersexuelle Menschen, 
aber auch alte Menschen, Arme 
oder Obdachlose.

Wer diskriminiert wird, erfährt: 
„Ich werde nicht als Person in mei-
ner Einzigartigkeit anerkannt. Ich 
werde in eine Schublade gesteckt. 
Ich gelte als nicht ‚normal‘

„
, so 

Prof. Dr. Beate Rudolf, Direktorin 
des Deutschen Instituts für Men-
schenrechte, in einem Interview.1

Die Bundeszentrale für politische 
Bildung bestätigt die Gegenwart 
von Diskriminierung, obwohl „Ho-
mosexuelle … Lebenspartnerschaf-
ten eingehen“ und „Karrieren ma-
chen“, sie verweist auf den „Mi-
noritätenstress“, dem Angehörige 
von stigmatisierten sozialen Grup-
pen auf Grund ihrer Minderheiten-
position ausgesetzt sind. Er setzt 
sich zusammen aus gesellschaft-
licher Stigmatisierung, der Erfah-
rung von Diskriminierung und Ge-
walt sowie verinnerlichten nega-
tiven Einstellungen gegenüber der 
Eigengruppe.2 

Dass es sich beim Thema Diskrimi-
nierung nicht nur um eine „sozia-
le“ Frage handelt, darauf wies zu-
letzt US-Präsident Obama in Ber-
lin hin: „Wenn wir uns für unsere 
schwulen und lesbischen Brüder 
und Schwestern einsetzen und ihre 
Liebe und ihre Rechte vor dem Ge-
setz gleichstellen, dann verteidigen 
wir auch unsere Freiheit.“3

Die Zusammenfassung der Fuß-
noten befindet sich am Ende die-
ses Artikels.

„Ich werde in eine 

Schublade gesteckt. 

Ich gelte als nicht 

‚normal‘.“
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Diskriminierung in Europa:  
Grundlagen und Werte
Die Europäische Kommission be-
schreibt als Exekutive der Eu-
ropäischen Union (EU) be-
reits im Jahr 2004 den Prozess 
der „Sozialen Ausgrenzung“ als: 
„… ein Prozess, durch den be-
stimmte Personen an den Rand der 
Gesellschaft gedrängt und durch 
ihre Armut bzw. wegen unzurei-
chender Grundfertigkeiten oder 
fehlender Angebote für lebenslan-
ges Lernen oder aber infolge von 
Diskriminierung an der vollwer-
tigen Teilhabe gehindert werden. 
Das erzeugt eine Distanz zu den 
Beschäftigungs-, Einkommens- 
und Bildungsmöglichkeiten und 
auch zu den sozialen und gemein-
schaftlichen Netzen und Maßnah-
men. Sie haben kaum Zugang zu 
den Macht- und Entscheidungs-
gremien und fühlen sich daher oft 
machtlos und außerstande, auf die 
Entscheidungen, die sich auf ihr 
tägliches Leben auswirken, Einfluss 
zu nehmen.4
Folgerichtig definierte die Europä-
ische Union (EU)5 Menschenwür-
de, Freiheit, Demokratie, Gleich-
berechtigung, Rechtsstaatlichkeit 
und Achtung der Menschenrech-
te als Grundwerte. Seit der Unter-
zeichnung des Vertrags von Lissa-
bon im Jahr 2009 sind diese als von 
der EU garantierten Rechte in der 
„Charta der Grundrechte„ veran-
kert. Dort heißt es in § 21 („Nicht-
diskriminierung“): „Diskriminie-
rungen, insbesondere wegen des 
Geschlechts, der Rasse, der Haut-
farbe, der ethnischen oder sozialen 
Herkunft, der genetischen Merk-
male, der Sprache, der Religion 
oder der Weltanschauung, der po-
litischen oder sonstigen Anschau-
ung, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Ver-
mögens, der Geburt, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexu-
ellen Ausrichtung, sind verboten.“6
Innerhalb der weiteren Europäi-
schen Zusammenschlüsse wurden 
verschiedene rechtliche Struktu-
ren geschaffen um einheitliche 
Vorgaben innerhalb der Mitglieds-
staaten abzusichern: Der EUROPA-
RAT setzt sich für die Freiheit der 

Meinungsäußerung und der Me-
dien sowie für die Versammlungs-
freiheit, für Gleichstellung und den 
Schutz von Minderheiten ein. Der 
Europarat ist Europas führende Or-
ganisation für Menschenrechte. Er 
hat 47 Mitgliedsstaaten, von denen 
28 auch Mitglied der Europäischen 
Union sind. Er definiert mit sei-
ner Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten vom 4. November 
1950 (BGBl. 1952 II S. 686) in Art. 
14 ein Diskriminierungsverbot. In 
dieser Vorschrift fehlt die „sexu-
elle Ausrichtung“, der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
beurteilt aber Benachteiligungen 
wegen der sexuellen Ausrichtung 
genauso wie die Benachteiligung 
wegen des Geschlechts, weil die 
Aufzählung der verbotenen Diskri-
minierungsmerkmale in Art. 14 nur 
Beispielcharakter habe und nicht 
erschöpfend sei, wie das Adverb 
„insbesondere“ im Text des Artikels 
ausweise. 

Und die europäische 
Wirklichkeit?
Trotz dieser europäischen Verein-
barungen zum Schutz vor Sozialer 
Abgrenzung werden immer mehr 
Stimmen laut, die eine andere Welt 
aufzeigen.

ILGA-Europe
„Diskriminierung ist leider für vie-
le noch immer ein lebenslanger  
Begleiter“, sagte Evelyn Paradis, 
die Direktorin von ILGA-Europe 
(Europäische Region der Interna-
tional Lesbian, Gay, Bisexual, Trans 
& Intersex Association) anläss-
lich der ersten Konferenz zu Rech-
ten von Homosexuellen am 17. Mai 
2013 in Den Haag.
Im Mai 2013, im Laufe der Konfe-
renz, veröffentlicht ILGA-Europe 
ihre aktuelle „Rainbow Map“ nebst 
entsprechendem Bericht zur Men-
schenrechtssituation lesbischer, 
schwuler, bisexueller, transsexu-
eller und intersexueller Personen 
(LGBTI).7, 8

ILGA-Europe verdeutlicht zusam-
menfassend, dass auf nationaler 
Ebene Entwicklungen zeitweise in  
völlig entgegengesetzte Richtun-
gen zu den europaweiten Vorga-
ben laufen. Zwar bewegen sich ei-
nige Länder bereits in Richtung  
der Anerkennung der Ehe zwischen  
gleichgeschlechtlichen Partnern,  
der Gleichheit und besserer 
Schutzmechanismen gegen Dis-
kriminierung und Gewalt sowie 
hinzu einfacheren und huma-
neren Verfahren zur rechtlichen 
Gleichstellung und Anerkennung.  

ILGA-Europe (Europäische 
Region der International  
Lesbian, Gay, Bisexual, 
Trans & Intersex Associa- 
tion) wurde 1996 als sepa-
rate Region von ILGA ge-
gründet. ILGA-Europe ist 
eine internationale nicht-
staatliche Dachorganisa-
tion, in der 408 Mitglied-
sorganisationen aus 45 
von 49 Ländern in Europa 
zusammenarbeiten. 
ILGA-Europe setzt sich für 
Gleichheit und Menschen-
rechte für Lesben, Gay, Bi-
sexual, Trans & intersexu-
elle (LGBTI) Menschen auf 
europäischer Ebene ein, 
vertritt diese Interessen 
vor Organisationen wie der 
Europäischen Union (EU), 
dem Europarat (CoE) und 
der Organisation für Si-
cherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE).

Weitere Informationen:
http://ilga-europe.org/

Die neue Rainbow Map 2013 
von ILGA-Europe: 
Von 49 untersuchten Ländern 
belegte Deutschland Platz 12.

(Quelle: www.ilga-europe.org)
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dern intolerante Einstellungen und 
Verhaltensweisen.“9 
„Etwa 93 000 LGBT-Personen nah-
men 2012 an einer EU-weiten Er-
hebung der FRA teil, die den All-
tagsproblemen von LGBT-Personen 
galt. Die Erhebung erbrachte ver-
gleichbare Daten zu Erfahrungen 
mit Hassverbrechen und Diskri-
minierung sowie zu der Frage, in-
wieweit LGBT-Personen über ihre 
Rechte informiert sind.“10

Auszug aus der Veröffent- 
lichung von FRA „Erfahrungen 
von LGBT-Personen mit Diskri-
minierung und Hasskriminali-
tät in der EU und Kroatien“11

Die Ergebnisse zeigen, dass LGBT-
Personen in der heutigen Gesell-
schaft in der EU häufig darunter 
leiden, sich in Schule, Beruf und 
Öffentlichkeit nicht offenbaren zu 
können. Viele verheimlichen ih-
re Identität und leben in Isolation 
oder sogar Angst. Andere erfah-
ren wiederum Diskriminierung und 
sogar Gewalt, wenn sie sich offen 
zu ihrer sexuellen Ausrichtung be-
kennen. Die Wahrnehmungen und 
Erfahrungen der Umfrageteilneh-
merInnen mit Diskriminierung, Be-
lästigung und Gewalt aufgrund 
ihrer sexuellen Ausrichtung und 
Geschlechtsidentität unterschei-
den sich zwischen den verschie-
denen Ländern. Dies gilt auch für 
ihre Eindrücke vom Ausmaß einer 
negativen gesellschaftlichen Ein-
stellung gegenüber LGBT-Personen 
sowie für Vermeidungsstrategien, 
auf die sie aus Angst vor Angriffen, 
Bedrohungen oder Belästigungen 
zurückgreifen.

n	Etwa die Hälfte (47 Prozent) al-
ler LGBT-Personen haben innerhalb 
eines Jahres vor der Umfrage per-
sönlich Diskriminierung oder Be-
lästigung aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung erfahren.

n	Mehr als 80 Prozent der Um-
frageteilnehmerInnen in allen EU-
Mitgliedstaaten erinnerten sich 
an negative Bemerkungen oder 
Mobbing gegenüber jugendlichen 
LGBT-Personen in der Schule. 

n	Zwei Drittel (67 Prozent) aller 
UmfrageteilnehmerInnen haben 
ihre sexuelle Ausrichtung während 

„Diskriminierung und 

Gewalt gegen Homo-

sexuelle ist eine Ver-

letzung der Menschen-

würde und unvereinbar 

mit den europäischen 

Grundwerten.“

Die FRA wurde von der EU 
im Jahr 2007 gegründet 
und hat die besondere Auf-
gabe, unabhängige fakten-
gestützte Grundrechts-
beratung zu geben. Sie ist  
eine der EU-Fachagenturen 
um die Organe und Mit-
gliedstaaten der EU fach-
kundig zu einer Reihe von 
Themen zu beraten. Finan-
ziert werden die Agenturen 
aus dem EU-Haushalt.

Weitere Informationen:
http://fra.europa.eu/de

Diese Fortschritte werden jedoch 
häufig von einer sozialen Gegen- 
reaktion einschließlich Zunahme an 
Gewalt begleitet. So gibt es selbst 
in Ländern mit den fortschritt-
lichsten Gesetzen und Richtlinien  
einen überraschend hoher Pro-
zentsatz von „LGBTI-Menschen“, 
die ihr Verhalten im täglichen All-
tag anpassen, weil sie Gewalt und 
Belästigung in der Öffentlichkeit 
fürchten.
In anderen Ländern können be-
denkliche Entwicklungen festge-
stellt werden, wie die Einführung 
restriktiver und diskriminierende  
Maßnahmen, z.B. die Gesetze zum 
Verbot „homosexuelle Propagan-
da“. Im Vergleich der Europäischen 
Institutionen sieht ILGA-Europe im 
Europarat die Institution mit dem 
größten Fortschritt, da ein System 
zur Überwachung der Menschen-
rechtssituation von „LGBTI-Men-
schen“ innerhalb der Institution 
entsteht. 
Auf Ebene der Europäischen Union 
sieht ILGA-Europe keine größeren 
bestimmten rechtlichen oder poli- 
tischen Veränderungen zur Förde- 
rung von Gleichheit für LGBTI-
Menschen. Zurzeit blockieren EU-
Mitgliedstaaten weiterhin die An-
nahme der umfassenden Antidis- 
kriminierungsrichtlinie. Trotz zahl-
reicher Aufforderungen seitens 
des Europäischen Parlaments und 
der Zivilgesellschaft bremst die 
EU-Kommission das Vorhaben,  
einen Rahmen für eine EU-Politik 
zu LGBTI-Fragen einzuführen.

Agentur der Europäischen  
Union für Grundrechte 
(FRA)
Die Ergebnisse der Forschung durch 
die FRA bestätigt die Feststellun-
gen von ILGA-Europe. Die Agentur 
stellt in ihrer aktuellen Studie fest, 
dass „Lesben, Schwule, Bisexuel-
le, Transsexuelle und Transgender-
Personen (Lesbian, Gay, Bisexual  
and Transgender, LGBT) in vielen  
EU-Mitgliedstaaten häufig mit 
Diskriminierungen und Belästigun-
gen konfrontiert sind. … Vorurteile  
und falsche Vorstellungen über 
Homosexualität, über Transsexuel-
le und Transgender-Personen för-

ihrer Schulzeit bis zum Alter von 18 
Jahren häufig oder immer verheim-
licht bzw. verschwiegen. 

n	Jede/r fünfte TeilnehmerIn, die/
der in den zwölf Monaten vor der 
Umfrage beschäftigt und/oder auf 
Stellensuche war, fühlte sich hier-
bei im vergangenen Jahr diskrimi-
niert. Bei der Gruppe der Transgen- 
der-Personen erhöht sich diese 
Zahl auf ein Drittel. 

n	Von den TeilnehmerInnen, die 
im Jahr vor der Umfrage ein Café, 
ein Restaurant, eine Bar oder ei-
nen Nachtclub besucht hatten, gab 
etwa ein Fünftel (18 Prozent) der 
Personen an, sich im vergangenen 
Jahr in solchen Lokalitäten auf-
grund ihrer sexuellen Ausrichtung 
diskriminiert gefühlt zu haben. 

n	Ein Viertel (26 Prozent) war in 
den vergangenen fünf Jahren Opfer  
von Angriffen oder Gewaltandro-
hungen geworden. 

n	Etwa ein Drittel aller teilneh-
menden Transgender-Personen ist 
im Jahr vor der Umfrage mehr als 
drei Mal Opfer von Gewalt oder 
Gewaltandrohungen geworden. 

n	Eine Mehrheit der Umfrageteil-
nehmerInnen, die im vergangenen 
Jahr Gewalt erfahren hatten (59 
Prozent), gab an, dass der letzte 
Angriff bzw. die letzte Gewaltan-
drohung teilweise oder vollständig 
deshalb stattgefunden habe, weil 
sie als LGBT-Person wahrgenom-
men worden seien. 

n	Weniger als ein Fünftel (17 Pro-
zent) brachte den jüngsten Vor-
fall von hassmotivierter Gewalt- 
anwendung ihnen gegenüber bei 
der Polizei zur Anzeige. Etwa 66 
Prozent der UmfrageteilnehmerIn-
nen in allen EU-Mitgliedstaaten 
wagen es nicht, in der Öffentlich- 
keit die Hand ihres gleichge-
schlechtlichen Partners zu halten. 
Bei homo- und bisexuellen Män-
nern lag dieser Anteil bei 74 Pro-
zent bzw. 78 Prozent. 

n	Mehr als vier Fünftel aller Um-
frageteilnehmerInnen gaben an, 
dass beiläufige Witze über LGBT-
Personen im Alltag weit verbreitet 
seien. 

n	Knapp die Hälfte aller Teilneh-
merInnen an der Umfrage war der 
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Zusammengefasst:  

Die vermeintlichen 

„Moralvorstellungen“ 

über das gesellschaft- 

liche Wertesystem  

(etwa zur Bedeutung 

der Ehe zwischen Frau 

und Mann) werden als  

Begründung für exklu-

dierendes staatliches 

Handeln genutzt.

Meinung, dass beleidigende Äuße-
rungen gegenüber LGBT-Personen 
durch Politiker in ihrem Heimat-
land weit verbreitet seien.

Die Ergebnisse dieser Studien und 
der Verlauf der ersten Konferenz 
zu Rechten von Homosexuellen im 
Mai des Jahres in Den Haag blie-
ben nicht ohne Wirkung auf die 
Europäische Kommission. Sie will 
weiterhin gegen Diskriminierung 
von Homosexuellen und Gewalt- 
taten gegen sexuelle Minderheiten 
in Europa vorgehen. 
Auf der Konferenz verurteilte EU-
Justizkommissarin Viviane Reding 
Gewalt gegen sexuelle Minderhei-
ten scharf. „Diskriminierung und 
Gewalt gegen Homosexuelle ist ei-
ne Verletzung der Menschenwür-
de und unvereinbar mit den euro-
päischen Grundwerten.“ Die Zahlen 
der FRA-Studie sollten die EU-Mit-
gliedsstaaten aufrütteln, sagte die 
EU-Kommissarin.
Minister aus elf Ländern riefen auf 
der Konferenz die EU auf, stärker 
gegen Diskriminierung von Homo-
sexuellen vorzugehen. „Die EU soll-
te eine führende Rolle spielen und 
Diskriminierung angehen“, heißt 
es in dem Aufruf, den Minister aus 
Polen, den Niederlanden, Großbri- 
tannien und anderen Ländern un-
terzeichneten. Reding appellierte  
jedoch an die Minister, sich auch 
in ihren eigenen Ländern für die 
rechtliche Gleichstellung und 
strafrechtliche Verfolgung von Ge-
walttätern stark zu machen.12

Widersprüche
Worin begründet sich der Wider-
spruch zwischen Willensbekun-
dungen auf europäischer Ebene 
und den nationalen Praxen in der 
Politik und der konkreten Lebens-
wirklichkeit der LGBT-Menschen? 
Diesem Widerspruch kann man 
sich nähern, in dem man nach dem 
vermeintlichen Nutzen der Aus-
grenzung von Minderheiten fragt.
So weist Hans Thiersch in seinem 
Werk „Lebenswelt und Moral“ da-
rauf hin, dass Diskussionen zu mo-
ralischen Problemen zunehmend 
allgegenwärtig werden. Weiter 
schreibt Thiersch: „Die derzeitige 
Moraldiskussion ist Indiz einer ge-

nerellen strukturellen Verunsiche-
rung unserer Zeit. Diese Verunsi-
cherung hat unterschiedliche, sich 
gegenseitig bestärkende Gründe... 
Diese Moderne wird zunehmend 
in ihrer prinzipiellen Widersprüch-
lichkeit, in ihrer Dialektik von In-
tension und Realität deutlich.... Die 
Intention der Aufklärung (Gleich-
heit, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, 
Partizipationschancen und Res-
sourcen für ein selbstgestaltetes 
Leben) brechen sich an Zwängen 
von Produktion und Markt.“13

An anderer Stelle beschreibt 
Thiersch die Funktionalisierung 
von Moral: „Moral erscheint ob-
solet, weil sie Verschleierung und 
Ideologie zu realen Interessen lie-
fert. Dass Moral als Instrument 
der Durchsetzung von Herrschaft 
missbraucht worden ist und miss-
braucht wird, ist evident... Die 
herrschende Moral ist die Moral 
der Herrschenden – die pädagogi-
sche Moral ist die der herrschen-
den Normalität. Dieses Faktum des 

Missbrauches aber alleine ist kein 
Einwand gegen die Notwendig-
keit von Moral; die Sensibilität für 
Missbrauch aber verweist auf tief-
greifende Probleme im modernen 
Selbstverständnis von Moral.“14

Susanne Karsteadt stellt in ihrer 
Veröffentlichung „Soziale Rand-
gruppen und soziologische Theo-
rie“ fest: „Randgruppenangehöri-
ge bedrohen im Allgemeinen nur 
einen Teilbereich gesellschaftlicher 
Standards, bzw. genügen nur eini-
gen Funktionen und Anforderun-
gen nicht. Je zentraler diese Werte  
jedoch für das gesellschaftliche 
Wertsystem... und je größer die 
Abweichung ist, desto massiver 
wird die Bedrohung empfunden. 
Die Weigerung oder die Unfähig-
keit, im Arbeitsprozess funktions-
spezifische Rollen wahrzunehmen 
und Mitgliedschaftsrollen in Orga-
nisationen auszufüllen, bestimmen 
dabei die Distanz zur „normalen“ 
Mehrheit oder „Kerngesellschaft“ 
(Fürstenberg 1965, S. 237). … 
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Die Position „außerhalb des sozi-
alen Zusammenhangs“ (Fürsten-
berg 1965, S. 245) wird ferner be-
stimmt durch die Strategien, die 
die herrschende Mehrheit zur Be-
wältigung der Konflikte, zur Si-
cherung der Geltung des Nor-
mensystems und zum Erhalt ihrer 
Machtressourcen einsetzt. Sie be-
einflussen vor allem den Grad der 
Ausschließung und damit die Ent-
wicklung der „integrativen Rol-
lenidentität“ als Außenseiter. ... 
Der Einsatz dieser Strategien zur  
Sicherung der Legitimationsbasis  
ist zum einen abhängig von der 
Wahrnehmung der Bedrohung gül-
tiger normativer Systeme, zum 
andern bestimmt durch den so-
zialen Status des Randgruppen-
angehörigen. … Struktur und nor-
mative Orientierung der Subkultur 
der Randgruppen entwickeln sich 
in Beziehung zum herrschenden 
Wertsystem und den angewandten 
Ausschlussstrategien.“15

In der Veröffentlichung Politik So-
zialer Arbeit schreibt Marc Breuer 
in seinem Beitrag „Inklusion und 
Exklusion – zwischen Sozialtheo- 
rie und sozialpolitischer Semantik“  

Vorschläge zum  
Handeln in Europa
Die Bundeszentrale für politische 
Bildung schlägt vor: „Was ist ge-
gen strukturelle Diskriminierung zu 
tun? Ähnlich dem Ansatz des Gen-
der Mainstreaming, wo alle Geset-
ze, Regelungen, Praktiken, Abläufe 
oder Ausgaben dahingehend ge-
prüft werden sollen, ob sie Männer 
und Frauen unterschiedlich betref-
fen, sollten im Rahmen eines Se-
xual Identity Mainstreaming alle 
institutionellen Praktiken dahin- 
gehend überprüft werden, ob sie 
heterosexuelle und homosexuelle 
Lebensentwürfe gleichberechtigt 
nebeneinander stellen.“17

Die Umsetzung dieses Vorschla-
ges wäre für Europa und die Euro- 
päischen Staaten ein wichtiger 
weiterer institutioneller Schritt in 
Richtung Gleichstellung, dessen 
Umsetzung dann mit Aufklärung 
begleitet werden muss. Neben  
dieser Maxime muss sich „Europa“  
grundsätzlich mit den Themen  
Gerechtigkeit und Soziale Teilhabe  
auseinandersetzen. Ein Europa,  
dessen Ziel es ist, den Freien Wa-
renhandel zu organisieren, das 
aber über keine gemeinsame Euro- 
päische Sozialpolitik verfügt, 
wird ansonsten ständig neue For-
men von „Sozialer Ausgrenzung“ 
produzieren. 
Hans Thiersch schreibt: „Gerech-
tigkeit meint, dass der Einzelne 
sein Recht bekommt in dem, was 
ihm zusteht und dass allen im ge-
genseitigen Austausch zukommt, 
was sie voneinander erwarten. Ge-
rechtigkeit erzeugt Ordnung jen-
seits von Willkür, Zufall und Chaos; 
sie zielt auf Transparenz im Aus-
tausch auf eine einsichtige, ver-
stehbare Teilhabe an gemeinsamen 
Gütern und Leistungen.“18

Wenn sich „Europa“ weiter „Viel-
falt“ auf die Fahne schreiben 
möchte, dann muss die dringend 
notwendige europäische Sozial- 
politik vorangebracht werden. Nur 
in einer gerechten, auf Soziale  
Teilhabe ausgelegten Gesellschaft 
kann sich Vielfalt in vielerlei For-
men gleichberechtigt nebeneinan-
der entwickeln.	 n
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